
Eine letzte Anfrage.

Frau Wegener (PDS):

Herr Schwarz! Sie hatten vorhin die rhetorische Frage in Ih
rem Vortrag, was ist aus diesen Menschen geworden, vor allen 
Dingen den Schülern und Lehrern, die alle so drangsaliert wur
den? Haben Sie nicht auch, ich meine, Sie sind doch auch dar
aus entstanden? Ich meine, Zweifel rückwirkend würden sich 
auch bei mir jetzt ergeben, so schlimm kann es ja nicht gewe
sen sein, denn Sie existieren ja auch.

(Protest bei CDU/DA)

Schwarz (DSU):

Da es ein Problem ist, kann man es beantworten. Wissen Sie, 
die Schule verlangt ungefähr ein Drittel der Erziehung.

(Unverständlicher Zuruf)

Bitte, ich gebe Ihnen ja gerne die Antwort. Das zweite Drittel, 
das tun zu Hause die Eltern, und ich habe oft gemerkt, wenn El
tern genau wußten, was sie durchsetzen wollten, dann konnte 
die Schule mit allem kommen, was sie wollte, das glitt an vielen 
Schülern ab.

(Beifall bei der Koalition)

Und dann, mit dem damaligen Unterrichtstag in der Produk
tion oder mit dem praktischen Arbeiten im PA-Unterricht ESP 
kam bei den Schülern die Erkenntnis, das ist ja alles Theorie, 
was sie in der Schule erfahren, denn die Praxis in den Betrie
ben sah ganz anders aus, und da brach manches Weltbild zu
sammen.

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Gottschall:

Ich danke dem Abgeordneten Schwarz und rufe von der 
Fraktion der Liberalen den Herrn Abgeordneten Schicke auf.

Schicke für die Fraktion Die Liberalen:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Herr Schwarz, 
Sie hatten das Glück der sechsten Stunde, ich habe das Pech 
der letzten Stunde.

Für uns Liberale sind Bildungschancen und Bildungsange
bote gleichzusetzen mit Freiheits- und Lebenschancen, Orien
tierungshilfen und Angeboten zum Beteiligtsein. Strukturwan
del erfordert zwingend mehr Wahlmöglichkeiten und mehr 
Wettbewerb auch im Bildungswesen, so zwischen staatlichen 
Schulen und Schulen in freier Trägerschaft. Sie sind unver
zichtbarer Bestandteil der Erziehung und Bildung zum mündi
gen Bürger einerseits und Chancen der Überwindung negati
ver Konsequenzen eines vereinheitlichten und vereinheitli
chenden Schulwesens. Sie sind aber andererseits ebenso ge
fragt als Chancen der Ermutigung zu pädagogischer Vielfalt 
anstelle unzureichender pädagogischer Freiräume.

Unser Eintreten für ein nach freiheitlichen Prinzipien gestal
tetes Bildungswesen geht davon aus, daß ein höheres Bildungs
und Qualifikationsniveau elementare Voraussetzung für die le
bensnotwendige Entwicklung der Wettbewerbsfähigkeit auch 
unserer Wirtschaft ist. So sehen wir im heute in die Ausschüsse 
zu verweisenden Verfassungsgesetz über Schulen in freier Trä
gerschaft einen wichtigen Schritt, ein Angebot zu einem initia
tivfördernden, pluralistisch gegliederten und durchlässigen 
Schulsystem mit Leistungsmöglichkeiten für alle.

Schulen in freier Trägerschaft öffnen weitere Möglichkeiten, 
für die Wahl des Schultyps nur den Elternwunsch in Abhängig
keit von der Bildungsmöglichkeit ausschlaggebend sein zu las
sen.

Und, meine Damen und Herren, diesem Streben von Eltern 
nach alternativen Schulen zu folgen, das läßt in einem wirklich 
demokratischen Prozeß in Verbindung mit entsprechender Un
terstützung durch den Staat Reformen in unserem Land auf 
dem Gebiet der Bildung sich fortsetzen. Eine solche Vielfalt 
gibt Gelegenheit, Bildungseinrichtungen zu fördern, die auch 
regionale Besonderheiten widerspiegeln, berücksichtigen und

integrieren und somit vor allem auch den entstehenden Län
dern die Möglichkeit zugestehen, ja, sie herausfordern, sie in 
ihrer Verschiedenartigkeit zu akzeptieren - wobei Einheit in 
der Vielfalt herrschen muß.

Das gilt auch und vor allem für die Finanzierungsfragen. 
Deshalb halten wir den Elternbeitrag grundsätzlich für ange
bracht. Doch sollten in den auszuarbeitenden Länderregelun
gen solche Festlegungen zu Pflichtbeiträgen der Eltern getrof
fen werden, die eine im heute schon oft zitierten § 5 des vorlie
genden Gesetzes genannte Sonderung der Schüler nach Besitz
verhältnissen der Eltern nicht zuläßt. Die Finanzierung des Bil
dungswesens ist traditionell eine Aufgabe des Staates, und 
wenn wir die Schulen in freier Trägerschaft bejahen, so werden 
wir auch stets all das bejahen, was dazu dient, den Einzelnen 
zu befähigen, seine begründeten Ansprüche gegenüber dem 
Staat durchzusetzen und ihm eine aktive Teilnahme am Leben 
zu ermöglichen. Und es ist doch wohl nicht zu leugnen, daß es 
unter den Heranwachsenden eine stärkere Problembetroffen
heit, eine hohe Sensibilität für alle Fragen des Lebens und vor 
allem ein stärkeres Streben, sich erproben zu wollen, gibt. Äu
ßerungen dessen sind häufig Unzufriedenheit mit der vereng
ten Unterrichtsschule und der Wunsch, eine Lebenschule besu
chen zu können, eine Schule, die mit den Kindern freundlich 
und verständig umgeht.

Unsere Zustimmung gilt ihrer ergänzenden und bereichern
den Funktion. Wir sehen Möglichkeiten unkonventioneller und 
ungewöhnlicher pädagogischer Wege. Damit fördert sie, so 
meinen wir, neue Ideen und belebt den pädagogischen Wettbe
werb. All dies ist von großer Tragweite auch für tieferes Nach
denken über die Schulen für die Mehrheit unserer Kinder. Mit 
Schulen in freier Trägerschaft können wir nach unserer Auffas
sung der festen Verwurzelung unserer Bildung in der Ge
schichte der Länder auf dem Territorium der DDR in höchst 
produktiver Weise Rechnung tragen. Dabei darf es zu keiner 
Verzettelung etwa im Streit um die Struktur von Schulen kom
men.

Wir meinen, Vielfalt und Ortsriähe - auch angesichts sinken
der Schülerzahlen - müssen gesichert sein. Deshalb ist das 
heutige Gesetz notwendig, um ein möglichst breit gefächertes 
Angebot zu ermöglichen. Andererseits müssen die konkreten 
Entscheidungen in den Ländern in Kooperation mit den jewei
ligen Schulträgern getroffen werden.

Wichtiger als Schulformen sind nach wie vor die Unterrichts
inhalte und die Fähigkeit der Lehrer zu ihrer Vermittlung. Er
lauben Sie mir, wenn ich auch der letzte bin, in meinen letzten 
Bemerkungen mich vor allen Dingen einmal denen zuzuwen
den, die diese Schulen besuchen sollen, werden und wollen - 
unserem Kindern. Das Wertvollste ist für mich eine am Kind 
orientierte Schule. Und die beginnt dort, wo der Lernort Schule 
als Lebensraum erfahrbar wird, wo nicht die Ökonomie des 
Lernens dominiert, sondern auch Ökologie des Lernens Beach
tung findet, Individualisierung des Lernens möglich ist durch 
Reduzierung von Lerninhalten, mehr Diskussions- und Vertie
fungszeit besteht.

Und wir meinen: Bestehende Schulvielfalt in der Bundesre
publik und entstehende Schulvielfalt in der DDR sind nach 
Meinung der Liberalen exakt der Schnittpunkt deutsch-deut
scher Bildungspolitik, der gesamtdeutsche Grundentscheidun
gen anmahnt.

(Beifall)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Gottschall:

Ich danke Herrn Abgeordneten Schicke. Keine Anfragen? - 
So fahren wir mit der Aussprache fort.

Ich rufe von der Fraktion Bündnis 90/Grüne Herrn Abgeord
neten Pietsch auf.

Pietsch für die Fraktion Bündnis 90/Grüne:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich möchte vor
ausschicken, daß ich nicht die abgeschlossene Meinung der 
Fraktion zum Ausdruck bringen kann. Wir befinden uns noch 
im Meinungsbildungsprozeß, nicht im Glaubenskrieg. Und ich 
würde allen wünschen, diese Probleme wirklich so anzugehen,

928


